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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


1 . Abgeordneter 

Thomas 

Strobl 

(Heilbronn) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass sich die 
finanzielle Situation der Städte und Gemeinden in 
Deutschland zum 3. Quartal 2001, insbesondere 
durch einen Rückgang der Gewerbesteuereinnah- 
men, erneut verschlechtert hat? 


2. Abgeordneter 

Thomas 

Strobl 

(Heilbronn) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit sieht die Bundesregierung Handlungs- 
bedarf, die Städte und Gemeinden finanziell zu ent- 
lasten, und ist die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang konkret bereit, durch eine Rücknahme 
der Erhöhung der Gewerbesteuerumlage (Anhe- 
bung des Vervielfältigers) zum 1. Januar 2001 eine 
finanzielle Entlastung der Kommunen zu ermög- 
lichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technoiogie 


3. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse über die 
Menge des in der ehemaligen DDR abgebauten und 
in die Sowjetunion verbrachten Urans, und welchen 
Wert haben diese Eieferungen nach heutigen Welt- 
marktpreisen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 

für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


4. Abgeordneter 

Ulrich 

Heinrich 

(EDP) 


Sind der Bundesregierung die Ergebnisse der vom 
Bayerischen Umweltministerium in Auftrag gege- 
benen Studie zu Schäden im Bergwald bekannt, die 
vom Eehrstuhl für Bodenkunde und Standortlehre 
der Technischen Universität München in Zusam- 
menarbeit mit dem Eehrstuhl für Eorstbotanik er- 
stellt wurde, und welche Schlüsse zieht sie aus den 
Resultaten der Untersuchungen der Münchner 
Eorstwissenschaftler in Bezug auf den jährlichen 
Waldschadensbericht der Bundesregierung? 



Drucksache 14/7265 


-4- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


5. Abgeordneter 

Ulrich 

Heinrich 

(FDP) 


Wird die Bundesregierung die Öffentlichkeit, die die 
Frage des Waldsterbens sehr stark bewegt, über die 
Untersuchungsergebnisse unterrichten, und wenn ja, 
in welcher Weise? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung 


6. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 

(CDU/CSU) 


Betrachtet die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund des stetigen Rückgangs der Baubranche in 
Deutschland und der damit verbundenen sinkenden 
Zahl von Leistungserbringern und relativ dazu 
wachsenden Zahl von Leistungsempfängern die 
ständig steigenden Beitragssätze der Berufsgenos- 
senschaft Bau als eine Entwicklung, die die Bau- 
unternehmen aber auch die ebenfalls in der Berufs- 
genossenschaft pflichtversicherten Gebäudereiniger 
mittlerweile über Gebühr belastet, und wenn ja, 
sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf? 


7. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für sachgerecht, dass 
auch die Gebäudereiniger pflichtversichert in der 
Bauberufsgenossenschaft sind und damit zum einen 
z. B. im Verhältnis zu den kommunalen Gebäuderei- 
nigern, die nicht in der Bauberufsgenossenschaft 
pflichtversichert sind, Wettbewerbsnachteile haben 
und zum anderen als ein Bereich mit einem wesent- 
lich geringeren Unfallrisiko, abweichend vom Prin- 
zip der Gruppennützigkeit zur Finanzierung der 
Unfallrisiken des Bauhauptgewerbes herangezogen 
werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


8. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(FDP) 


Mit welchen ehemals in bundeseigener Verwaltung 
geführten Unternehmen hat der Bund bislang gesell- 
schaftsvertragliche Vereinbarungen welchen Inhalts 
zur Durchsetzung des § 3 Abs. 2 Gleichstellungs- 
durchsetzungsgesetz getroffen, um die Gleichstel- 
lung von Männern und Frauen auch in den nun- 
mehr privatisierten Unternehmen zu gewährleisten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


9. Abgeordneter 

Wolfgang 

Meckelburg 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung für Sozialhilfe- 
empfänger, die nicht als Pflichtmitglied oder als frei- 
williges Mitglied bei einer gesetzlichen Krankenkas- 
se versichert sind und die damit im Krankheitsfall 
die freie Wahl unter den Ärzten und Zahnärzten ha- 
ben und von denen wiederholt über eine bevorzugte 
Behandlung - und damit verbundenen überhöhten 
Arztabrechnungen - in der Presse berichtet wurde, 
eine Erweiterung der gesetzlichen Versicherungs- 
pflicht einzuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


10. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherige Ab- 
schiebepraxis ausgewiesener Ausländer im Hinblick 
auf die Umsetzung der UN-Resolutionen Nr. 1368 
vom 12. September 2001 und Nr. 1373 vom 
28. September 2001, die alle Staaten auffordern si- 
cherzustellen, dass Terroristen keine Zuflucht mehr 
gewährt wird, und welche konkreten Veränderungen 
plant die Bundesregierung, um die deutsche Ab- 
schiebepraxis den neuen Anforderungen anzupas- 
sen? 


1 1 . Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung 
beim Katastrophenschutz-Fachdienst bzw. -Fachbe- 
reich Sanitätsdienst für die Kommunen in Bayern, 
insbesondere für die Fandeshauptstadt München, 
angesichts der Tatsache, dass z. B. in München nur 
noch rund fünfzig Bundesfahrzeuge (Arzttrupp- 
kraftwagen, Krankentransportwagen) zur Verfü- 
gung stehen, von denen in den nächsten zwei Jahren 
auch noch einige ausgesondert werden müssen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


12. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Hat sich das Bundesministerium des Innern, nach- 
dem es durch das Bundeskriminalamt (BKA) mit 
Bericht vom 20. April 2000 über die in Deutschland 
vorhandenen Erkenntnisse zu der von Osama Bin 
Laden geführten Organisation „Al Qaeda“ und die 
hierzu ergangene Entscheidung des Generalbundes- 
anwaltes unterrichtet worden war, der Annahme ei- 
nes strafrechtlich relevanten Anfangsverdachts ange- 
schlossen, und weshalb ist die Bundesregierung inso- 
weit eine Antwort auf die Kleine Anfrage der Erak- 
tion der CDU/CSU „Differenzen zwischen Bundes- 
kriminalamt und Generalbundesanwalt“ (Bundes- 
tagsdrucksachen 14/7117 und 14/7247, Erage 6) 
schuldig geblieben? 


13. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass der Sprecher 
des BKA in der am 2. Oktober 2001 aufgezeichne- 
ten ARD-Sendung „Kontraste“ - über die Antwort 
der Bundesregierung zu Erage 5 der Kleinen An- 
frage der Eraktion der CDU/CSU „Differenzen 
zwischen Bundeskriminalamt und Generalbundes- 
anwalt“ (Bundestagsdrucksachen 14/7117 und 14/ 
7247) hinaus - erklärt hat, dass es aufgrund der Er- 
kenntnisse (über die von Osama Bin Laden geführte 
terroristische Organisation) aus Sicht des BKA „an- 
gezeigt (war), dass ein Ermittlungsverfahren einge- 
leitet wird“, und falls ja, sieht sie darin etwas ande- 
res als die Annahme eines Anfangsverdachts durch 
das BKA? 


14. Abgeordneter 

Norbert 

Geis 

(CDU/CSU) 


Wann hat die Bundesregierung das BKA einerseits 
sowie den Generalbundesanwalt andererseits um 
Stellungnahmen zur Erweiterung des Anwendungs- 
bereichs der §§ 129, 129a des Strafgesetzbuches 
(StGB) gebeten, und weshalb ist die Bundesregie- 
rung insoweit eine Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Eraktion der CDU/CSU „Differenzen zwischen 
Bundeskriminalamt und Generalbundesanwalt“ 
(Bundestagsdrucksachen 14/7117 und 14/7247, Era- 
ge 1 1) schuldig geblieben? 


15. Abgeordneter 

Norbert 

Geis 

(CDU/CSU) 


Hat der Generalbundesanwalt die Ablehnung der 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens auf der 
Grundlage der Berichte des BKA vom 20. Januar 
2000 und vom 8. Juni 2000 über die in Deutschland 
vorhandenen Erkenntnisse zu der von Osama Bin 
Laden geführten Organisation „Al Qaeda“ auch da- 
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mit begründet, dass die Strafbarkeit gemäß §§ 129, 
129a StGB nach geltendem Recht voraussetzt, dass 
die betreffende kriminelle oder terroristische Verei- 
nigung zumindest in Form einer Teilorganisation im 
Bundesgebiet besteht, und falls ja, weshalb hat sich 
die Bundesregierung erst nach dem 11. September 
2001 veranlasst gesehen, eine entsprechende Geset- 
zesänderung auf den Weg zu bringen? 


16. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehb 

(CDU/CSU) 


Haben die Berichte des BKA vom 20. Januar 2000 
und vom 8. Juni 2000 einen Anfangsverdacht für 
Straftaten außerhalb des Zuständigkeitsbereichs des 
Generalbundesanwalts begründet, und falls ja, wie 
ist insoweit dem Legalitätsprinzip im Allgemeinen 
und den Vorschriften des § 152 Abs. 2, § 163 Abs. 2 
der Strafprozessordnung im Besonderen Rechnung 
getragen worden? 


17. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehb 

(CDU/CSU) 


Welchen Wahrheitsgehalt hat die Meldung der 
Nachrichtenagentur „dpa“ vom 8. Oktober 2001, 
wonach der Bundesminister des Innern, Otto Schily, 
sowie der Chef des Bundeskanzleramtes, Dr. Frank- 
Walter Steinmeier, dem Generalbundesanwalt nahe 
gelegt hätten, die Ermittlungen engagierter voranzu- 
treiben, und weshalb ist die Bundesregierung inso- 
weit eine Antwort auf die Kleine Anfrage der Frak- 
tion der CDU/CSU „Differenzen zwischen Bundes- 
kriminalamt und Generalbundesanwalt“ (Bundes- 
tagsdrucksachen 14/7117 und 14/7247, Frage 17) 
schuldig geblieben? 


18. Abgeordneter 

Bernd 

Wilz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass der Generalbundesanwalt die Auf- 
hebung des Haftbefehls gegen das am 17. Oktober 
2001 in Frankfurt am Main festgenommene Füh- 
rungsmitglied des Kaplan-Verbandes beantragen 
musste, nachdem sich ein vermeintlicher ABC- 
Schutzanzug als harmloses Regencape, ein vermeint- 
licher Abschiedsbrief als bloßer Liebesbrief und 
vermeintliche Materialien zur Herstellung eines 
Sprengsatzzünders als „Glücksbringer“ entpuppt 
haben sollen (vgl. u. a. Süddeutsche Zeitung vom 
2. November 2001), und wenn ja, wie kamen der 
Generalbundesanwalt, der Bundesgrenzschutz sowie 
das BKA zu den ursprünglichen Annahmen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


19. Abgeordneter Welche zusätzlichen Kosten entstehen für Umzüge, 

Georg Trennungsgelder, Dienstreisen der militärgeographi- 

Janovsky sehen Dienststelle im Wehrbereich VII? 

(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Georg 
Janovsky 
(CDU/CSU) 


Kann der Bundesminister der Verteidigung, Rudolf 
Scharping, dem ggf. von der Verlegung bzw. Auflö- 
sung betroffenen Personal einen noch mehrjährigen 
Erhalt der Außenstelle in Leipzig ermöglichen und 
einen sozialverträglichen Übergang zusichern, und 
wenn ja, in welcher Form? 


21. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Trifft eine Pressemeldung zu, wonach der Bundes- 
minister der Verteidigung, Rudolf Scharping, im 
Hinblick auf die Auflösung des Luftwaffenausbil- 
dungsbataillons in Bayreuth „die Sache neu über- 
denken“ will (vgl. Nordbayerischer Kurier vom 
19. Oktober 2001), oder ist die Aussage verbindlich, 
die der Bundesminister der Verteidigung auf das 
Schreiben der Abgeordneten Hartmut Koschyk, 
Dr. Gerhard Scheu, Dr. Bernd Protzner und 
Dr. Hans-Peter Friedrich (Hol) mit Datum vom 
15. Oktober 2001 mitgeteilt hat? 


22. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Wie stellt sich konkret die mangelnde Auslastung 
und damit einhergehend die Unwirtschaftlichkeit 
der Belegung der Markgrafenkaserne in Bayreuth 
seit der Verlegung eines Ausbildungsbataillons der 
Luftwaffe nach Bayreuth dar, und in welcher Grö- 
ßenordnung sind z. B. Leer stände zu verzeichnen? 


23. Abgeordneter 

Hildebrecht 

Braun 

(Augsburg) 

(FDP) 


Trifft es zu, dass die für die Bundeswehr verbind- 
lichen 150 Mindestflugstunden pro Jahr bereits um 
ein Sechstel unter den von der NATO geforderten 
180 Mindeststunden liegen und die Bundeswehrfüh- 
rung gegenwärtig ernsthaft darüber nachdenkt, die 
für die Sicherheit der Flugbesatzungen außerordent- 
lich wichtige Mindestflugstundenzeit aus finanziel- 
len Gründen trotz der keineswegs unwahrschein- 
lichen Einsätze angesichts der unsicheren Lage in 
der Welt auf 120 Flugstunden herabzusetzen? 
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24. Abgeordneter 
Werner 
Siemann 

(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Werner 
Siemann 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(FDP) 


29. Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(FDP) 


30. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Rückzug 
Italiens aus dem europäischen Beschaffungsprojekt 
des militärischen Transportflugzeugs A 400 M, und 
welche Konsequenzen ergeben sich daraus für die 
verbleibenden kooperierenden Staaten? 


Wann wird die Bundesrepublik Deutschland den Be- 
schaffungsvertrag für den A 400 M unterzeichnen? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Gelöbnis- 
bzw. Eidesformel für die deutschen Soldaten und 
Soldatinnen angesichts der neuen Aufgabenzuwei- 
sungen und weltweiter Einsatzmöglichkeiten zu än- 
dern, und welche konkreten Textalternativen gibt es 
gegebenenfalls? 


Trifft es zu, dass anlässlich der dienstlichen Asien- 
reise des Bundesministers der Verteidigung, Rudolf 
Scharping, hohe zusätzliche Kosten durch Ausflüge 
mit der Flugbereitschaft nach Jaipur zum „Palast 
der Winde“ und Agra (Taj Mahal) verursacht wur- 
den? 


In welchen Tätigkeitsfeldern kann die Bundesregie- 
rung den Zeitplan für die Gesellschaft für Entwick- 
lung, Beschaffung und Betrieb zur Übertragung von 
bisher durch die Bundeswehr wahrgenommenen 
Aufgabenbereichen auf Dritte einhalten, und wo- 
durch sind eventuelle Verzögerungen verursacht 
worden? 


Mit welchen nicht-staatlichen Unternehmen befindet 
sich die Bundeswehr auf den Tätigkeitsfeldern Lie- 
genschafts-, Bekleidungs- und Flottenmanagement 
zurzeit in konkreten Vertragsverhandlungen, und 
wann erwartet die Bundesregierung erste, beziffer- 
bare Effizienzgewinne aus diesen Verträgen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die aktuelle Si- 
cherheitslage in Mazedonien angesichts der neuerli- 
chen Schießereien, und wie beurteilt sie die Gefähr- 
dungslage für die deutschen Soldaten vor Ort? 
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31. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die derzeit gültigen Vor- 
schriften für den Einsatz von Spezialisten der Bun- 
deswehr im Inland, insbesondere von ABC-Zügen, 
für ausreichend, bzw. welche konkreten Änderun- 
gen der Vorschriften sind geplant, angesichts der 
Tatsache, dass sich am 12. Oktober 2001 ein ABC- 
Zug der Bundeswehr auf Nachfrage wegen angeb- 
lich fehlender Kompetenz geweigert hatte, zwei 
beim Briefpostamt in Nürnberg aufgetauchte Briefe 
zu untersuchen, aus denen weißes Pulver rieselte 
und die in auffallend falscher Rechtschreibung die 
Aufschrift trugen „der heüige Krieg hat begonnen“? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


32. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die EU-Kom- 
mission gegen die Bundesrepublik Deutschland ein 
Vertragsverletzungsverfahren wegen der Nichtum- 
setzung der Richtlinie 1999/35/EG des Rates vom 
29. April 1999 über ein System verbindlicher Über- 
prüfungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb 
von Ro-Ro-Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochge- 
schwindigkeitsfahrzeugen im Einienverkehr eingelei- 
tet hat? 


33. Abgeordneter Wenn ja, wie und wann wurde die Bundesregierung 

Hans-Michael von der EU-Kommission davon in Kenntnis ge- 

Goldmann setzt? 

(FDP) 


34. Abgeordneter 

Thomas 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung, insbesondere dem Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit, bekannt, dass die im deutsch-schweizeri- 
schen Staatsvertrag betreffend die An- und Abflüge 
beim Flughafen Zürich-Kloten über deutsches 
Staatsgebiet festgelegten An- und Abflugschneisen 
über ein Gebiet führen, in dem sich mit Eeibstadt, 
Beznau I, Beznau II, Gösgen und Würenlingen 
mehrere kerntechnische Anlagen befinden, und wie 
beurteilt die Bundesregierung diese Tatsache unter 
sicherheitstechnischen Vorzeichen? 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


35. Abgeordneter 

Wolfgang 

Gehrcke 

(PDS) 


Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung 
zum derzeitigen Stand des Friedensprozesses in Ko- 
lumbien, insbesondere unter Berücksichtigung der 
Verhandlungen zwischen PARC (Fuerzas Armadas 
Revolucionarias de Columbia) und ELN (Ejercito 
de Liberaciön Nacional) mit der kolumbianischen 
Regierung? 


36. Abgeordneter 

Wolfgang 

Gehrcke 

(PDS) 


Sieht die Bundesregierung das Vorhaben der US-Re- 
gierung, für die Anführer der großen Guerillaorga- 
nisationen die Auslieferung zu einem Gerichtsver- 
fahren wegen Terrorismus in den USA zu beantra- 
gen, als kontraproduktiv für den Friedensprozess in 
Kolumbien an (Berliner Zeitung am 26. Oktober 
2001 )? 


37. Abgeordneter 

Carsten 

Hübner 

(PDS) 


Kann die Bundesregierung anhand eigener Infor- 
mationen den Bericht der französischen Tageszei- 
tung „Le Figaro“ vom 31. Oktober 2001 bestätigen, 
nach dem es im Juli 2001 Kontakte zwischen der 
CIA (Central Intelligence Agency) und Osama Bin 
Laden in Dubai gegeben haben soll und dabei auch 
mögliche Anschläge thematisiert worden sein sol- 
len? 


38. Abgeordneter 

Carsten 

Hübner 

(PDS) 


Kann die Bundesregierung Informationen der US- 
amerikanischen Tageszeitung „New York Times“ 
vom 11. Oktober 2001 bestätigen, nach denen die 
US-Luftwaffe bei ihren Müitäraktionen in Afgha- 
nistan auch Clusterbomben des Typs „CBU-89 Ga- 
tor“ verwenden, in denen sich neben 72 Anti-Fahr- 
zeug-Minen auch jeweüs 22 Anti-Personen-Minen 
befinden, deren Einsatz nach dem Abkommen von 
Ottawa geächtet ist? 
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